
¥ Bielefeld (fb). Eine Mehrheit
aus SPD, Grünen, PDS und Bür-
gernähe hat gestern Abend im
Rat dem Oberbürgermeister
empfohlen, die befristeten Ar-
beitsverträge nicht wie geplant
zu unterbrechen. Außerdem soll
er die bisherige Praxis beim Ver-
längern von Fristverträgen ohne
Unterbrechung fortsetzen. Da
Eberhard David (CDU) Chef
derVerwaltung ist und die Perso-
nalhoheit hat, muss er sich an
die Empfehlung nicht halten.
Gestern Abend war noch nicht
zu erfahren, wie er sich verhal-
ten wird.

Kämmerer Franz-Josef Lö-
seke erläuterte den Sachverhalt
und präzisierte das geplanteVor-
gehen. Er gab zu, dass zunächst
grundsätzlich geplant war, die
Fristverträge länger als einen
Monat zu unterbrechen, um
angesichts des Zwangshaushalts
Kosten zu sparen. Nach Ge-
sprächen mit allen betroffenen
Abteilungen stellt sich die Situa-
tion laut Löseke inzwischen so
dar:

Zum 1. Oktober 2005 gab es
275 befristete Arbeitsverträge.
Davon liefen 135 zwei Jahre
oder länger. Deshalb sollen diese
ohne Unterbrechung übergelei-
tet werden, sofern die Aufgabe
der betroffenen Mitarbeiter wei-
ter wahrzunehmen sei. Ihr Be-
sitzstand werde gewahrt.

Von den übrigen 140 (davon
107 Frauen) sei in 33 Fällen auch
bei längerer Unterbrechung das
bisherige Entgelt zu zahlen.
Auch da werde es, wenn die Auf-
gaben weiter bestehen, zu einer
Überleitung kommen.

Es verbleiben 107 Verträge,
die im Einzelfall zu prüfen seien:
42 im Erziehungsdienst (40

Frauen) und 52 im Rei-
nigungsdienst (alles Frauen). Lö-
seke möchte die 42 Verträge im
Erziehungsdienst bis zum Be-
ginn der Schulferien 2007 verlän-
gern, um einen Engpass im kom-
menden August zu vermeiden.

Im Sommer 2007 könnten
dann Verträge abgeschlossen
werden, die die gültigen Ent-
gelte des neuen
Tarifvertragesbe-
rücksichtigen.
BeidenGebäude-
reinigerinnen
werde jeder Ein-
zelfall geprüft. „Wir achten im-
mer darauf, dass Quantität und
Qualität der zu verrichtenden
Arbeit nicht beeinträchtigt wer-
den“, sagte Löseke.

Die Gleichstellungsbeauf-
tragte Ilse Buddemeier lehnte
das Vorhaben Davids entschie-

den ab. Sie verwies darauf, dass
76 Prozent der betroffenen Per-
sonen Frauen seien. Der Plan
verschärfe die strukturelle Be-
nachteiligung der Frauen. Er
füge dem hohen Arbeitsmarkt-
risiko einer befristeten Beschäfti-
gung den Nachteil einer deutli-
chen Einkommenseinbuße hin-
zu, die sich dann beim Bezug

vonArbeitslosen-
geld fortsetzen
werde. Der Ein-
kommensverlust
könne bis zu fast
800 Euro betra-

gen. Eine Reihe der Betroffenen
werde künftig Ansprüche nach
dem Sozialgesetzbuch II haben,
etwa auf Unterkunftskosten, die
wiederum aus dem städtischen
Haushalt gezahlt werden.

SPD-Fraktionschef Pit Clau-
sen nahm seinen Vorwurf, das

Vorhaben sei tarifwidrig, ange-
sichts des gestrigen Vortrages
von Löseke ausdrücklich zu-
rück. „Das zunächst geäußerte
Ziel, grundsätzlich so zu verfah-
ren, wäre allerdings möglicher-
weise tatsächlich tarifwidrig ge-
wesen“, betonte er und kriti-
sierte die Tarifparteien: „Was ha-
ben die sich eigentlich gedacht?
Warum trifft es ausgerechnet
die ohnhin schon wenig Verdie-
nenden?“ Dennoch sei das Vor-
haben Davids dazu geeignet,
den Betriebsfrieden zu stören.
Der verbleibende Kostenvorteil
von vielleicht 60.000 Euro
könne die Nachteile nicht
aufwiegen: „Lassen wir das Fass
zu.“

David bezeichnete den Tarif-
vertrag für den öffentlichen
Dienst als Kompromiss. „Aber
warum hatte Verdi nicht die
Kraft, den Passus mit Fristunter-
brechungen zu verhindern?“ Im
übrigen sei der Tarifvertrag in
Kraft, und er wolle sich daran
halten.

Ralf Schulze (BfB) bezeich-
nete die Debatte als „typische
Bíelefelder Geisterdebatte“, er
könne an dem Vorgehen der
Stadt nichts Unsoziales entde-
cken. Und CDU-Fraktionschef
Rainer Lux bezeichnete das Ver-
fahren als „in Ordnung“: „Das
ist nichts rechtswidriges, der Ta-
rifvertrag wird eingehalten.“

Hartmut Geil (Grüne)
meinte, vieles spreche dafür,
dass die beabsichtigte Vorge-
hensweise der Stadt rechtswid-
rig sei. Das wisse man aber ers-
ten nach der letzten Instanz
beim Bundesarbeitsgericht. Bis
dahin ergebe sich kein Sparef-
fekt, und Kosten für verlorene
Prozesse kämen noch dazu.

VON WILFRIED MASSMANN

¥ Bielefeld. Weniger Betriebe,
weniger Mitarbeiter, aber
mehr Umsatz. Diese Entwick-
lung kennzeichnet die Indus-
trie in Bielefeld und in Ostwest-
falen. Bei der Präsentation der
Konjunkturdaten der Indus-
trie- und Handelskammer Ost-
westfalen zu Bielefeld zeigte
sich Präsident Herbert Som-
mer zuversichtlich: „Die Stim-
mung ist schon besser als die
Lage.“

Wachstum, sagte Sommer,
finde aber fast ausschließlich im
Ausland statt. „Die Industrieun-
ternehmen nutzen weiterhin
alle Möglichkeiten, zu rationali-
sieren, um international wettbe-
werbsfähig zu bleiben.“

Bielefeld liegt nach Aussagen
von IHK-Hauptgeschäftsführer

Thomas Niehoff bei der indus-
triellen Exportquote in Ostwest-
falen mit 33,8 Prozent an zweiter
Stelle. Nach dem Kreis Pader-
born mit 34,8 Prozent. Gefolgt
von dem Kreis Gütersloh mit
30,8 und Minden-Lübbecke mit
30,7 Prozent.

Bemerkenswert, so Niehoff,
ist dieDominanz des Maschinen-
baus in Bielefeld, die weiter zu-
nimmt. Er erwirtschaftete mehr
als einDrittel des gesamten Biele-
felder Industrieumsatzes. „Deut-
lich mehr“ als die Hälfte des ge-
samten Industriellen Exports. Al-
lerdings hat der Maschinenbau
die Zahl der Beschäftigen um 3,2
Prozent gesenkt.

Die Bielefelder Industrie
konnte ihren Gesamtumsatz
2005 um sechs Prozent und den
Export um 9,8 Prozent steigern.
Der Beschäftigungsrückgang
setzte sich 2005 fort mit einem

Minus von 8,1 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr. Die Höhe
desRückgangs soll mit einem sta-
tistischen Sondereffekt zusam-
menhängen, der aus Daten-
schutzgründen vom Landesamt
nicht genannt wird.

Wie der Hauptgeschäftsfüh-
rer betonte, hat Bielefeld aber
den höchsten Beschäftigungsan-
teil im Dienstleistungsbereich al-
ler Kreise in OWL. Mit wachsen-
der Tendenz. „Der Anteil der In-
dustrie schrumpft weiter.“

2004hat die Zahlder sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftig-
ten in Bielefeld im Vergleich zu
2003 um 1,6 Prozent abgenom-
men. Sie sank von 126.763 auf
124.716.

Der tertiäre Sektor – Handel,
Banken, Gastronomie, Bahn,
Post, Schule, Polizei, Kranken-
häuser, Ärzte, Anwälte und Ar-
chitekten – betrug 70 Prozent.
1992 lag er bei 57 Prozent. Die
Beschäftigung in der Industrie-
produktion sank im selben Jahr
von 42 auf 25 Prozent.

33 Prozent der Bielefelder In-

dustrieunternehmer erwarten
2006 höhere Umsätze, 53 gleich-
bleibende. Im Exportge-
schäft wollen sogar 63 Prozent
wachsen. 26 Prozent bewerten
ihre Geschäftslage laut IHK-Um-
fragevon Januar als gut, 67 als be-
friedigend.

Jeder dritte Betrieb rechnet
mit einer verbesserten, jeder
zweite mit einer gleichbleiben-
den Geschäftslage. „Die optimis-
tische Grundstimmung“, so
Thomas Niehoff, „dürfte in der
Bielefelder Industrie anhalten“.

¥ Bielefeld, Heute, 24. Februar,
wird im Laufe des Tages die Stra-
ßensperrung der Beckhaus-
straße zwischen Schildescher
Straße und Brüggemannstraße
aufgehoben. Die Einbahnstraße
zwischen Herforder Straße und
Brüggemannstraße bleibt weiter-
hin bestehen. Außerdem muss
die Turbinenstraße vor der Ein-
mündung in die Beckhausstraße
voraussichtlich von Montag, 27.
Februar, bis Freitag, 10. März,
voll gesperrt werden.

Beckhausstraße
abheutewieder frei

Sind zuversichtlich: IHK-Geschäftsführer Dr. Christoph von der Heiden, Hauptgeschäftsführer Thomas
Niehoff, Präsident Herbert Sommer, Vize-Hauptgeschäftsführer Harald Grefe (v. l.). FOTO: ANDREAS ZOBE

¥ Bielefeld. Am Wochenende
beginnen für Diskothekenbesu-
cher und Nachtschwärmer aus
Herford und Bielefeld beque-
mere Zeiten: Die BVO Busver-
kehr Ostwestfalen GmbH setzt
ihren NachtExpress N12 häufi-
ger zwischen Herford und Biele-
feld ein und erreicht dadurch in
beide Richtungen einen Halb-
stundentakt.

Der NachtExpress N12 ver-
kehrt über die Herforder Straße
– Baumheide – Brake – Stede-
freund nach Herford und zu-
rück und bedient dabei die Dis-
kotheken Ringlokschuppen in
Bielefeld sowie GoParc und die
Disco X in Herford. Zwischen
1.05 Uhr und 4.05 Uhr fährt der
NachtExpress N12 in der Nacht
auf Samstag alle dreißig Minu-
ten ab Jahnplatz.

Die Abfahrt des N12 zur
Baumheide um 5.05 Uhr ab
Jahnplatz wird bis Herford ver-
längert.

¥ Bielefeld. Wegen eines Was-
serrohrbruchs bleibt die rechte
Spur der Herforder Straße stadt-
einwärts zwischen Sattelmeyer-
weg und Karolinenstraße in
Höhe des Möbelhauses voraus-
sichtlich noch bis Freitag, 3.
März, gesperrt. Grund sind Re-
paraturarbeiten an einem gebro-
chenen Wasserrohr, wie die
Stadt mitteilte. der

¥ Bielefeld (Gün). Mit der
Mehrheitvon SPD, Grünen, Bür-
gernähe und PDShat der Rat ges-
tern Abend einen Antrag von
Rot-Grün angenommen, im Be-
reich des Autobahnkreuzes A
2/A 33 nur eine einzige Abgra-
bung zuzulassen.

Wie wir berichteten (siehe

Neue Westfälische vom 9. Fe-
bruar), wollen die Grünen eine
unkontrollierte Buddelei verhin-
dern, da jedes offene Gewässer
zu einem Anziehungspunkt für
Freizeitaktivitäten mit allen
Folgeproblemen werden
könnte.

Außerdem könne das Grund-

und Trinkwasser verunreinigt
werden. Bislang lägen drei Gra-
bungsanträge vor.

Zustimmung erhielten die
Grünen von der Senner SPD-
Ratsfrau Karin Schrader, die ei-
nen Schweizer Käse und die Zer-
störung der Landschaft befürch-
tetete.

Sie verwies auf die Machbar-
keitsstudie, die die SPD für rund
30.000 Euro in Auftrag gab und
deren Ergebnisse Mitte März er-
wartet werden.

Ralf Nettelstroth (CDU) emp-
fahl den Grünen, ihren Antrag
zurückzuziehen: „Da kann man
nicht zustimmen.“

¥ Bielefeld (fb). Bei vier Gegen-
stimmen (Bürgernähe, PDS so-
wie Georg Fortmeier, SPD) hat
der Rat gestern Abend die
Hauptsatzung geändert. Damit
ist das beschlossene Aus für die
Bezirksämter Dornberg und
Gadderbaum auch ins Satzungs-
recht aufgenommen.

Bezirksvorsteherin Hanne-
lore Pfaff (Grüne, Gadder-
baum) beklagte, die Verwaltung
habe sichnicht bemüht, den Bür-
gerwillen zu erkunden oder die
betroffenen Bezirksvertretun-
gen und -ämter in das Verfahren
„produktiv mit einzubeziehen“.

Ihre Kollegin Mareile Hem-
pelmann (BfB, Dornberg) er-
klärte, die Bezirksvertretung
werde nicht bis zur Selbstauf-
gabe gehen. Auf ein Bürgerzen-
trum in guter Lage, in dem das
gesellschaftliche und das Ver-
einsleben des Bezirks ebenso wie
die Bürgerberatung Platz fän-
den, sei nicht zu verzichten.

Barbara Schmidt (PDS)
lehnte die Satzungsänderung ab,
weil das Verfahren undemokra-
tisch gewesen sei: „Unter Aus-
schluss aller Ratsgruppen und al-

ler Betroffenen.“ Enno Link-
meyer (Bürgernähe) erklärte,
beim Abwägen der Interessen,
Geld zu sparen oder eine bürger-
nahe Verwaltung zu haben,
habe das Letztere Vorrang. Er
unterstützte den Vorstoß von
Bernd Brunemeier (SPD) für
eine bürgernahe Verwaltung
(NW v. Dienstag, 21. Februar).

SPD-Fraktionschef Pit Clau-
sen forderte, den Bürger als Part-
ner zu verstehen, ihn zu aktivie-
ren, damit er Verantwortung
übernehme: „Das geht dezen-
trale besser.“ Gleichwohl trage
die SPD die Schließung der bei-
den Ämter mit, dann sei aber
Schluss. Ein Konzept zur weite-
ren Entwicklung sei nötig.

Dienstleistungen vor Ort
schaffen Bürgernähe, nicht Ver-
waltung vor Ort, sagte Dr. Inge
Schulze (Grüne). Bezirke sollten
mehr Zuständigkeiten erhalten.

Detlef Helling (CDU) emp-
fahl in der Sache der Bezirke
„kreativ nach vorne zu denken“.
Der SPD warf er vor, mit dem
Brunemeier-Antrag zum Partei-
tagKommunal-Wahlkampf ma-
chen zu wollen.

Maschinenbauweiterganzvorn
IHK sieht „optimistische Grundstimmung“ in der Wirtschaft / Weniger Beschäftigte

Über die Aufforderung der
Stadt an die Bürger, auf

dem Friedhof Sieker Gehölze
drastisch zu beschneiden, är-
gern sich weiter Bielefelder. So
auch Leserin Angelika Groß.

Ich kann mich dem Unmut
der Herren Klemme und Oert-
mann nur anschließen. Auch
wir mussten einen schmalen Na-
delbaum auf die vorgeschrie-
bene Höhe von 1,50 m „kaputt
schneiden“. Mein Großvater
hatte ihn als winziges Gewächs
vor ca. 35 Jahren nach dem Tod
meiner Großmutter gepflanzt.
Meine Eltern haben das Lager
auchals ihre Ruhestätte „nachge-
kauft“, zwischenzeitlich ist mein
Vater dort ebenfalls beerdigt.

Dieses Nadelbäumchen war
für uns immer so etwas wie das
äußere Verbindungszeichen der
Generationen in diesem Grab.
Das schmale Gewächs steht fest
und sicher am oberen Rand der
Lagerstätte, die direkt an einen
Weg grenzt. Es hat niemanden
behindert, da es seitlich nicht in
den Weg hineinragte. Hinter
dem Grabstein und dem Bäum-
chen daneben ist ohnehin ein
zirka 2 m breiter Abschnitt mit
Büschen und Sträuchern, ehe
das nächste Gräberfeld beginnt.
Wütend und traurig haben wir
uns dem Zwang der Friedhofs-
satzung unterworfen. Ein
Rechtsstreit erschien uns wenig
Erfolg versprechend.

Probleme beim Ausheben ei-
ner Gruft und Mehrkosten wer-
den doch – wie jeder andere
noch so kleine Handgriff im Zu-
sammenhang mit einer Bestat-

tung– sowieso den Hinterbliebe-
nen bzw. Besitzern des Grabes in
Rechnung gestellt. Also kein
wirkliches Argument!

Und wo bleibt das „Sicher-
heitsempfinden der Besucher“,
wenn der Friedhofsweg zwi-
schen Schweriner Straße und Ol-
dentruper Straße von zum Teil
rücksichtslosen Radfahrern nur
als Abkürzungsweg benutzt
wird? Wo bleiben Sicherheits-
empfinden und Würde des
Friedhofes, wenn auf Rasenflä-
chen, unter denen noch immer
Menschen bestattet sind, Fuß-
ball gespielt wird. Oder wenn
die Wege von Jugendlichen auf
Rädern, Bikes oder Skates als
Rennbahnen benutzt werden?
Wenn „Sicherheitsempfinden“
einen so hohen Stellenwert ha-
ben, dass zum Teil sehr schöner,
alter und keineswegs störender
Pflanzenbewuchs vernichtet
werden muss, dann können Hin-
terbliebene und Friedhofsbesu-
cher erwarten, dass mit gleicher
Nachhaltigkeit diesem Treiben
durch die Ordnungsbehörde ein
Ende gesetzt wird.

 Angelika Groß
 33613 Bielefeld
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„Lassen wir
das Fass zu“

Nachtbus zu
Diskos fährt ab
heutehäufiger

Nureine Spurauf
der Herforder Straße NureinmalBuddelnamAutobahnkreuz

Antrag von Rot-Grün gestern Abend im Rat mit Mehrheit angenommen

Ratsmehrheit gegen Oberbürgermeister
Empfehlung: Keine Unterbrechung der befristeten Arbeitsverhältnisse und Fortsetzung der bisherigen Praxis

Protest: Rund 150 zumeist befristet bei der Stadt Beschäftigte verfolg-
ten die Diskussion. FOTO: ANDREAS FRÜCHT

Endezweier
Bezirksämterbesiegelt

Rat ändert die Hauptsatzung

Wütendundtraurig
demZwangunterworfen

Leserbriefe geben ausschließlich
die Meinung des Verfassers wi-
der. Die Redaktion behält sich
sinnwahrende Kürzungen vor.
Fassen Sie sich bitte kurz. Ano-
nyme Zuschriften werden nicht
berücksichtigt. Falls Sie per
E-Mail schreiben, geben Sie
bitte Ihre Adresse und Telefon-
nummer mit an. So können wir
überprüfen, ob der Leserbrief
wirklich von Ihnen stammt.

16209701_000306

Einem Teil unserer heutigen Ausgabe
(ohne Postbezieher) liegen folgende Prospekte bei:

Unsere Kunden belegen oftmals nur Teilausgaben für ihre Prospekte. 
Daher kann es vorkommen, dass Sie heute einen oder mehrere der oben

genannten Prospekte nicht vorfinden. 
Weitere Fragen beantworten wir Ihnen gerne!
Tel. (05 21) 5 55-6 26 oder Fax (05 21) 5 55-6 31

SaturnMedia-Markt

Lokales
  N R .  4 7 ,  F R E I T A G ,  2 4 .  F E B R U A R  2 0 0 6 B I 2


